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Hansestadt Wipperfürth V/2016/478 
Der Bürgermeister TOP 1.6.1 
 

 
I - Jugendamt / Jugendzentrum 
 
BM - Ratsbüro 
 
 
I. Änderungssatzung vom 05.07.2016 zur Satzung der Hansestadt Wipperfürth  
zur Förderung von Kindern in Tagespflege vom 07.06.2013 
 
Gremium Status Datum Beschlussqualität 
Jugendhilfeausschuss Ö 21.06.2016 Vorberatung 

Stadtrat Ö 05.07.2016 Entscheidung 
 
 
 
Beschlussentwurf: 
 
Die I. Änderungssatzung zur Satzung der Hansestadt Wipperfürth zur Förderung von 
Kindern in Tagespflege vom 07.06.2013 wird in der beiliegenden Fassung (Anlage 1) 
mit Wirkung vom 01.08.2016 beschlossen. 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die in Anlage 1 errechneten Mehrkosten führen voraussichtlich nicht zu außerplanmä-
ßigen Ausgaben. 
 
 
 
Demografische Auswirkungen:   
 
Die Förderung der Tagespflege dient u. a. dazu, Familie und Beruf miteinander verein-
baren zu können. Die vorgeschlagenen Änderungen sollen dies noch besser unterstüt-
zen. 
 
 
Begründung: 
 
Die Kindertagespflege ist ein wesentlicher Bestandteil der frühkindlichen Förderung. 
Ziel der vorgeschlagenen Satzungsänderung ist u. a. die Verbesserung des monatli-
chen Abrechnungsverfahrens. Nach Möglichkeit sollen alle Betreuungsverhältnisse mit 
einem regelmäßigen Betreuungsbedarf zukünftig ohne monatliche Stundenzettel abge-
rechnet werden.  
 
Wünsche der Interessengemeinschaft der Tagespflegepersonen wurden im Änderungs-
vorschlag berücksichtigt, soweit diese der Verwaltung vertretbar erscheinen. So wird 
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nun beispielsweise vorgeschlagen, bei ungeplanter Krankheit einer Tagespflegeperson 
den ersten Tag anhand der sonst üblichen Betreuungszeiten fortzuzahlen. Darüber hin-
aus wird jedoch von einer Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle seitens der Verwaltung 
Abstand genommen. Das System der Tagespflege geht nach wie vor von einer selb-
ständigen Tätigkeit der Tagespflegepersonen aus. Je mehr Elemente einer sozialen 
Absicherung für die Tagespflegepersonen in der Satzung enthalten sind, desto mehr 
wäre schließlich von einer abhängigen Beschäftigung auszugehen. Ein abhängiges Ar-
beitsverhältnis zwischen Stadt und Tagespflegepersonen wird jedoch derzeit beider-
seits nicht angestrebt. Die bisherige Satzung enthält ohnehin bereits einige Bausteine 
zur sozialen Absicherung der Tagespflegepersonen, beispielsweise den Urlaubsan-
spruch von 25 + 3 Tagen, der auf Basis der durchschnittlichen Betreuungszeit bezahlt 
wird. In der vorgeschlagenen Änderung wird dieser Anspruch als betreuungsfreie Zeit 
bezeichnet (25 Tage), damit die Tagespflegepersonen die Möglichkeit haben, im 
Krankheitsfall Tage aus diesem Anspruch einzusetzen, um Einnahme-Ausfälle abmil-
dern zu können. Bei Urlaub und Krankheit des betreuten Kindes zahlt das Jugendamt 
für einen zusammenhängenden Zeitraum von bis zu zwei Wochen weiter.   
 
Die Tagespflegpersonen haben grundsätzlich auch die Möglichkeit, das Risiko einer 
Krankheit privat abzusichern. Beiträge, die zur Krankenversicherung gehören, werden 
zur Hälfte vom Jugendamt getragen, soweit sie an laufende Zahlungen der Tagespflege 
gekoppelt sind und in einem angemessenen Verhältnis dazu stehen (20 %). 
 
Seitens der Tagespflegepersonen wurde im Verlauf der Beratungen angeregt, den El-
tern - analog zu den Kindertagesstätten - frei wählbare Stundenkontingente zur Verfü-
gung zu stellen. Da die zusätzlichen Kosten jedoch keinesfalls durch die Elternbeiträge 
abgedeckt werden könnten, wäre jede zusätzliche Betreuungsstunde bei einer solchen 
Lösung zwangsläufig mit einer deutlichen Zusatzbelastung für den städtischen Haushalt 
verbunden (siehe Beispielrechnung in Anlage 1). Zudem wird der Anspruch auf Bildung 
und Förderung eines Kindes im Alter zwischen einem und drei Jahren mit 25 Stunden 
ausreichend abgedeckt. Sollte individuell ein höherer Bedarf bestehen, z. B. wegen Be-
rufstätigkeit der Eltern, wird nach Vorlage entsprechender Nachweise selbstverständlich 
ein höherer Stundenumfang bewilligt. Da § 24 SGB VIII von einem individuellen An-
spruch ausgeht, ist es gerade deshalb auch nicht geboten, den Betreuungsumfang in 
der Kindertagespflege mit pauschalen Stundenkontingenten abzudecken. Die im SGB 
VIII festgeschriebene Gleichrangigkeit zwischen Kindertageseinrichtungen und Kinder-
tagespflege bezieht sich auf das Wunsch- und Wahlrecht der Eltern. Eltern von Kindern 
im Alter zwischen einem und drei Jahren haben grundsätzlich die Möglichkeit, frei zwi-
schen den Betreuungssystemen zu wählen. Vor- und Nachteile der verschiedenen Sys-
teme müssen sie dabei jeweils individuell abwägen.  
 
Korridore von jeweils fünf Betreuungsstunden zuzulassen (… 20-25 / 25-30 / 30-35 …), 
kann von der Verwaltung deshalb nicht befürwortet werden, da bereits mehrere Ge-
richtsurteile getroffen wurden, mit denen diesbezüglich bei der Vergütung der Tages-
pflege ein Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz festgestellt wurde.  
In der aktuellen Handreichung Kindertagespflege in NRW mit Stand vom 15.04.2016 
wird u. a. empfohlen, dass die Regelungen zur Kindertagespflege in benachbarten Ju-
gendamtsbezirken nicht zu stark voneinander abweichen sollen. Der Oberbergische 
Kreis überarbeitet derzeit die dortigen Richtlinien. Es zeichnet sich bereits im Vorfeld 
ab, dass die aktuellen Vorschläge an die dortigen Entscheidungsgremien noch immer 
nicht die Standards der Vergütung der Tagespflege in Wipperfürth erreichen werden. 
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Anlagen: 
Anlage 1: Beispielrechnung 
Anlage 2: I. Änderungssatzung zur Satzung der Hansestadt Wipperfürth zur Förderung  
                von Kindern in Tagespflege vom 07.06.2013 
Anlage 3: Synopse  
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Anlage 1 
 
 
Beispielrechnung: 
 
Kosten der Betreuung (Vergütung 5,00 € pro Stunde) 
 
25 Stunden 500,00 € 
35 Stunden 700,00 € 
45 Stunden 900,00 € 
 
Zusätzliche Kosten bei freier Wahl der Betreuungskontingente: 
 
15 Fälle von 25 auf 35 Stunden plus 36.000,00 € / Jahr (abzüglich Mehreinnahmen 

aus Elternbeiträgen) 
20 Fälle von 25 auf 35 Stunden plus 48.000,00 € / Jahr (abzüglich Mehreinnahmen 

aus Elternbeiträgen) 
15 Fälle von 25 auf 45 Stunden plus 72.000,00 € / Jahr (abzüglich Mehreinnahmen 

aus Elternbeiträgen) 
 
 
Finanzielle Auswirkungen der vorgeschlagenen Änderungen: 
 
Erweiterung des Randzeitenkorridors ab 16.00 Uhr (vorher ab 18.00 Uhr) bei 
gleichzeitiger  Erhöhung des Zuschlags von bisher 20 % (bzw. 25 %) auf 30 % 
 
Auf Basis der aktuellen Tagespflegefälle ist mit jährlichen Mehrkosten in Höhe von rund 
10.000,00 € zu rechnen. Diese können aller Voraussicht nach im Bereich der normalen 
Schwankungen bei den Kosten der Tagespflege abgefangen werden. Da im Vorfeld nie 
exakt einschätzbar ist, für wie viele Kinder die Förderung der Tagespflege in einem Jahr 
tatsächlich in Anspruch genommen wird und mit welchem Stundenumfang die Kinder 
betreut werden, dürften die zusätzlichen Kosten nach jetzigem Stand der Buchungen mit 
den im Vorfeld geplanten Mitteln für das Jahr 2016 abgedeckt sein. Zum Vergleich: 
Wenn ein Kind im Jahr mehr oder weniger betreut wird, entstehen allein dadurch Mehr-
/Minderkosten in Höhe von 6.000,00 € pro Jahr (ausgehend von einem 
Betreuungsumfang von 25 Stunden pro Woche). Schwankungen in dieser 
Größenordnung sind in den jährlichen Mittelanforderungen also ohnehin schon 
einkalkuliert.  
 
Finanzielle Auswirkungen im inklusiven Bereich sind zunächst kaum zu erwarten, 
wenngleich auch hierfür die Vergütung deutlich angehoben werden soll. Voraussetzung 
für den höheren Stundensatz ist jedoch eine entsprechende Qualifikation der 
betreuenden Tagespflegeperson. Diese haben bisher nach aktuellem Kenntnisstand 
lediglich zwei Tagespflegepersonen. Gleichzeitig muss die Belegung der jeweiligen 
Tagespflegestelle um einen Platz reduziert werden, so dass die Vergütung für einen 
regulären Platz zudem gegengerechnet werden könnte. Die jährlichen Mehrkosten für 
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ein Kind mit Inklusionsbedarf und einem Betreuungsumfang von 25 Stunden würden 
sich auf Grundlage der vorgeschlagenen Änderung auf 3.000,00 € belaufen. 
 
Neu: 25 Std. x 4 Wochen x 15,00 € = 1.500,00 € (jährlich 18.000,00 €) 
(abzüglich 500,00 € monatlich für einen frei zu haltenden Platz / jährlich 6.000,00 €) 
Bisher: 25 Std. x 4 Wochen x 7,50 € = 750,00 € (jährlich 9.000,00 €) 
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I. Änderungssatzung vom 05.07.2016 zur Satzung der Hansestadt Wipperfürth  
zur Förderung von Kindern in Tagespflege vom 07.06.2013 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW), des § 2 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) 
und § 90 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII – Kinder- und Jugendhilfe) sowie  
§ 23 des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – 
KiBiz) in den jeweils aktuellen Fassungen hat der Rat der Hansestadt Wipperfürth in seiner 
Sitzung am 05.07.2016 folgende I. Änderungssatzung beschlossen: 
 
 
 

Artikel 1 
 
Die Satzung der Hansestadt Wipperfürth zur Förderung von Kindern in Tagespflege vom 
07.06.2013 wird wie folgt geändert: 
 
 
1.) Die Präambel wird wie folgt geändert: 
 
 

Präambel 
Leistungen der Hansestadt Wipperfürth 

 
Die Hansestadt Wipperfürth fördert die Kindertagespflege im Sinne des § 22 Absatz 1 Satz 2 
SGB VIII. Hierzu werden vom Jugendamt folgende Leistungen, zu denen Kinder unabhängig 
ihrer Religion, Weltanschauung, Nationalität oder Sprache Zugang haben, erbracht: 
 
• Ein Kind, das das erste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist in einer Tageseinrichtung 

oder in Kindertagespflege zu fördern, wenn  
 

1. diese Leistung für seine Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit geboten ist oder 

 
2. die Erziehungsberechtigten  
a) einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder Arbeit su-
chend sind,  
b) sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schulausbildung oder Hochschul-
ausbildung befinden oder  
c) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
erhalten. 
 

• Ein Kind, das das erste Lebensjahr vollendet hat, hat bis zur Vollendung des dritten Le-
bensjahres Anspruch auf frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung oder in Kin-
dertagespflege.  
 

• Ein Kind, das das dritte Lebensjahr vollendet hat, hat bis zum Schuleintritt Anspruch auf 
den Besuch einer Tageseinrichtung für Kinder. Das Kind kann bei besonderem Bedarf 
oder ergänzend auch in Tagespflege gefördert werden. Dies bezieht sich insbesondere 
auf die Betreuung in Randzeiten. 
 

• Für Kinder im schulpflichtigen Alter wird ergänzende Betreuung in Kindertagespflege oder 
in einer Kindertageseinrichtung in Randzeiten gewährt. 
 

1.6.1
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• Information und Beratung von Personensorgeberechtigten und Vermittlung von Kindern 
an geeignete Tagespflegepersonen auf der Grundlage des Wunsch- und Wahlrechts der 
Personensorgeberechtigten (§ 5 SGB VIII) 
 

• Gewinnung, fachliche Beratung, Qualifizierung, Fortbildung und Begleitung von Tages-
pflegepersonen einschließlich Feststellung und Überprüfung ihrer persönlichen und fachli-
chen Eignung 
 

• Erteilung der Erlaubnis zur Kindertagespflege nach § 43 SGB VIII und § 4 KiBiz 
 
• Sicherung der Betreuungskontinuität bei Ausfall der Tagespflegeperson (§ 23 Abs. 4 S. 2 

SGB VIII) 
 

• Gewährung einer laufenden Geldleistung an die Tagespflegepersonen nach § 23 SGB 
VIII sowie Erhebung von Elternbeiträgen nach § 90 SGB VIII 

 
 
2.) § 1 wird wie folgt geändert: 

 
 

§ 1 
Gesetzliche Rahmenbedingungen und Auftrag für die Kindertagespflege 

 
(1) Die Kindertagespflege hat ihre gesetzliche Grundlage im Sozialgesetzbuch Achtes Buch 
– Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) und im Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von 
Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) in der jeweils aktuellen Fassung. Die §§ 22 bis 24, 
43 und 90 SGB VIII sowie vor allem die §§ 4, 17 und 22 (KiBiz) regeln umfassend die Belan-
ge der Kindertagespflege und dienen als Grundlage für diese Satzung. 
 
(2) Die Kindertagespflege soll 
• die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 

Persönlichkeit fördern, 
• die Erziehung und Bildung in der Familie unterstützen und ergänzen, 
• den Erziehungsberechtigten dabei helfen, Erwerbstätigkeit und Kindererziehung besser 

miteinander vereinbaren zu können. 
 
Dabei umfasst der Förderungsauftrag der Kindertagespflege Erziehung, Bildung und Betreu-
ung des Kindes und bezieht sich auf die soziale, emotionale, körperliche und geistige Ent-
wicklung des Kindes. Er schließt die Vermittlung orientierender Werte und Regeln ein. Die 
Förderung soll sich am Alter und Entwicklungsstand, den sprachlichen und sonstigen Fähig-
keiten, an der Lebenssituation sowie den Interessen und Bedürfnissen des einzelnen Kindes 
orientieren und seine ethnische Herkunft berücksichtigen.  
 
Der Gesetzgeber fordert ein bedarfsgerechtes Angebot von Betreuungsplätzen für Kinder. 
Die Kindertagespflege ist nach den §§ 22 und 23 SGB VIII neben der Tageseinrichtung ein 
gleichrangiges Angebot der Jugendhilfe zur Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern.  
 
Im Rahmen der Kindertagespflege werden Kinder durch geeignete Personen in deren Haus-
halt, im Haushalt der Eltern/Personensorgeberechtigten oder in anderen, für diesen Zweck 
geeigneten Räumen, betreut.  
 
Sie umfasst die angemessene Förderung durch ein vielfältiges Angebot an Spiel-, Kommuni-
kations- und Bewegungsanreizen je nach Entwicklungsstand der Kinder.  
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3.) § 2 wird wie folgt geändert: 
 
 

§ 2 
Anspruchsvoraussetzungen und Bewilligungsverfahren zur 

Förderung in Kindertagespflege 
 
(1) Die Anspruchsvoraussetzungen richten sich nach § 24 SGB VIII. 
 
(2) Die Personensorgeberechtigten beantragen schriftlich anhand eines Vordrucks die För-
derung ihres Kindes in der Kindertagespflege und haben das Vorliegen der Voraussetzungen 
nachzuweisen. Lebt das Kind nur mit einem Personensorgeberechtigten zusammen, so tritt 
diese Person an die Stelle der Personensorgeberechtigten. Der Antrag soll mindestens vier 
Wochen vor Beginn der Kindertagespflege beim Jugendamt gestellt werden. Die Bewilligung 
der Kindertagespflege und die Übernahme der Kosten erfolgt frühestens ab Vorlage der voll-
ständigen Antragsunterlagen.  
 
(3) Eine dauerhafte Erhöhung der bewilligten Betreuungsstunden ist bei Bedarf schriftlich mit 
einem Folgeantrag zu beantragen. Die Bewilligung und die Übernahme der Kosten für die 
Erhöhung der Betreuungsstunden erfolgt frühestens ab Vorlage der vollständigen Antragsun-
terlagen. 
 
(4) Eine dauerhafte Verringerung der bewilligten Betreuungsstunden ist unverzüglich schrift-
lich mitzuteilen. Evtl. zu viel geleistete Förderbeträge sind an das Jugendamt zu erstatten. 
 
(5) Der Umfang der Förderung der Kindertagespflege für Kinder ab Vollendung des ersten 
Lebensjahres richtet sich nach dem individuellen Bedarf. Sie wird in der Regel im Umfang 
von bis zu 25 Stunden pro Woche gewährt, soweit kein höherer Bedarf nachgewiesen wird. 
Nach Möglichkeit soll die Tagespflege für diese Altersgruppe innerhalb der Kernzeiten erfol-
gen. Als Kernzeit gilt der Zeitraum von montags bis freitags jeweils zwischen 08.00 Uhr und 
16.00 Uhr. Abweichungen von der Kernzeit können sich im Einzelfall aus dem individuellen 
Bedarf heraus ergeben und sind im Antrag zu begründen. Der individuelle Bedarf wird einzel-
fallbezogen durch das Jugendamt geprüft. 
 
(6) Grundvoraussetzung für die Förderung der Kindertagespflege und die Erhebung der El-
ternbeiträge durch die Hansestadt Wipperfürth ist der unter Berücksichtigung dieser Satzung 
schriftlich verfasste Betreuungsvertrag zwischen den Eltern und der Kindertagespflegeper-
son. Dieser ist dem Jugendamt auf Verlangen vorzulegen. 
 
(7) Der Betreuungsvertrag ist für die Zeit ab dem Beginn der Eingewöhnungsphase abzu-
schließen. Die Erziehungsberechtigten und die Tagespflegeperson haben dafür Sorge zu 
tragen, dass eine dem Kind angemessene Eingewöhnung in die Betreuung erfolgt. 
 
 
4.) § 5 wird wie folgt geändert: 
 
 

§ 5 
Erteilung der Pflegeerlaubnis 

 
(1) Die Erlaubnis zur Kindertagespflege befugt zur Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig an-
wesenden, fremden Kindern. Sie kann im Einzelfall zur Betreuung von maximal acht fremden 
Kindern erteilt werden, wovon ebenfalls maximal fünf fremde Kinder gleichzeitig betreut wer-
den dürfen. Die Erlaubnis ist auf fünf Jahre befristet. Sie kann mit einer Nebenbestimmung 
versehen werden. Einer Pflegeerlaubnis bedürfen auch Betreuungspersonen, die Tagespfle-
ge ohne finanzielle Beteiligung des Jugendamtes leisten oder leisten wollen. Die Erlaubnis, 
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Änderungen und Verlängerungen sind schriftlich beim Jugendamt zu beantragen. Nach er-
folgter Eignungsfeststellung wird der Tagespflegeperson die Pflegeerlaubnis durch das Ju-
gendamt der Hansestadt Wipperfürth erteilt. 
 
(2) Werden Kinder weniger als 15 Stunden wöchentlich und weniger als 3 Monate in der 
Wohnung der Erziehungsberechtigten oder unentgeltlich betreut, bedarf es keiner Pflegeer-
laubnis. 
 
(3) Die Pflegeerlaubnis wird ausschließlich durch das Jugendamt erteilt. Voraussetzungen 
für die Erteilung der Pflegeerlaubnis sind: 
 
a) eine sozialpädagogische Ausbildung mit Erfahrung in der Kleinkinderbetreuung, eine ab-
geschlossene oder eine 160-stündige Qualifizierung zur Tagesmutter nach dem Curriculum 
des deutschen Jugendinstituts oder die Qualifizierung in anderer Weise, die das Jugendamt 
in einer Einzelfallentscheidung anerkannt hat. Das Jugendamt der Hansestadt Wipperfürth 
sorgt dafür, dass entsprechende Kurse im Haus der Familie, Klosterplatz 2, 51688 Wipper-
fürth, oder durch andere Bildungsträger angeboten werden. 
 
Die Kosten der Qualifizierungskurse werden auf Antrag zur Hälfte erstattet, wenn die Tages-
pflegeperson die Betreuung eines Kindes aufnimmt und laufende Geldleistungen gemäß      
§ 23 Abs. 2 SGB VIII durch das Jugendamt Wipperfürth als örtlich zuständiger Träger der 
Jugendhilfe erhält. 
 
b) erweitertes polizeiliches Führungszeugnis der zukünftigen Tagespflegeperson gemäß    
§§ 72 a SGB VIII, 30 a Abs. 1 Nr. 2 a BZRG 
 
c) polizeiliche Führungszeugnisse aller Personen über 18 Jahren im Haushalt ohne Eintra-
gung, die die Durchführung der Kindertagespflege einschränkt 
 
d) ärztliches Attest oder Bescheinigung des Gesundheitsamtes, das die gesundheitlichen 
Voraussetzungen für die angestrebte Tätigkeit bestätigt und für alle im Haushalt lebenden 
Personen ab 14 Jahren 
 
e) bescheinigte Teilnahme an einem Erste-Hilfe-Lehrgang mit Schwerpunkt Säuglinge und 
Kleinkinder. Dieser ist alle zwei Jahre aufzufrischen. 
 
f) Hausbesuch und positive Prüfung der geeigneten Räume 
 
(4) Die Tagespflegeperson hat den Träger der öffentlichen Jugendhilfe über wichtige Ereig-
nisse zu unterrichten, die für die Betreuung des Kindes bedeutsam sind. Ändern sich die 
Voraussetzungen, unter denen die Pflegeerlaubnis erteilt wurde, ist dies dem Jugendamt der 
Hansestadt Wipperfürth umgehend mitzuteilen.  
 
(5) Werden Kinder in Kindertagespflege betreut, ohne dass die Tagespflegeperson über die 
erforderliche Erlaubnis zur Kindertagespflege verfügt oder im Sinne des § 23 Abs. 3 SGB VIII 
geeignet ist, so hat das Jugendamt die weitere Betreuung der Kinder zu untersagen. Die    
§§ 17 und 18 des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes – 
AG-KJHG – in der jeweils geltenden Fassung gelten entsprechend. §§ 104 f. SGB VIII blei-
ben unberührt. 
 
 
5.) § 8 wird wie folgt geändert: 
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§ 8 
Mitwirkungs- und Mitteilungspflichten der Tagespflegeperson  

und der Personensorgeberechtigten 
 
(1) Die Tagespflegeperson meldet jedes aufgenommene Kind beim Jugendamt mit Namen, 
Geburtsdatum sowie Namen und Anschrift der Erziehungsberechtigten. 
 
(2) Die Tagespflegeperson und die Personensorgeberechtigten sind verpflichtet, dem Ju-
gendamt unverzüglich jegliche Änderung im Kindertagespflegeverhältnis schriftlich mitzutei-
len. Die Mitwirkung gemäß §§ 60 ff. SGB I wird vorausgesetzt. Wird der Mitwirkungspflicht 
nicht nachgekommen, kann die Förderung der Kindertagespflege auch rückwirkend einge-
stellt und die Geldleistung zurück gefordert werden. Die Tagespflegeperson hat das Jugend-
amt unaufgefordert über wichtige Ereignisse, die für die Betreuung des Kindes oder der Kin-
der wichtig sind, zu unterrichten. 
 
Dies gilt vor allem in Bezug auf: 
 
• Änderungen der wöchentlichen und der Verteilung der täglichen Betreuungszeit 
• Beendigung oder Wechsel in der Kindertagesbetreuung 
• Unterbrechung der Kindertagespflege wegen Krankheit oder Urlaub 
• Verdacht bei Kindeswohlgefährdung 
• Wohnungswechsel der Erziehungsberechtigten oder der Tagespflegeperson 
• Aufnahme und Betreuung von Kindern aus anderen Jugendamtsbezirken durch die Ta-

gespflegeperson 
• Änderungen bei den im Haushalt der Tagespflegeperson lebenden Personen 
• Meldepflichtige Erkrankungen im Sinne des § 6 des Infektionsschutzgesetzes der Tages-

pflegeperson oder der betreuten Kinder 
• Kooperationsbereitschaft in Bezug auf die Vertretungsregelung gemäß § 9 dieser Sat-

zung. 
 
(3) Tagespflegepersonen haben den Beschäftigten sowie den Beauftragten des Jugendam-
tes Auskunft über die Räume und die betreuten Kinder zu erteilen. Den Beschäftigten und 
den Beauftragten des Jugendamtes ist der Zutritt zu den betreuten Kindern und den Räu-
men, die zu ihrem Aufenthalt dienen, zu gestatten. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 
 
 
6.) § 9 wird wie folgt geändert: 
 
 

§ 9 
Vertretungsregelung 

 
Bei ungeplantem Ausfall der Tagespflegeperson wegen Erkrankung übernimmt eine vom 
Jugendamt geförderte Fachkraft die Vertretung. Soweit eine Kooperation zwischen zwei oder 
mehreren Tagespflegepersonen besteht bzw. sofern die Fachkraft nicht zur Verfügung steht, 
kann die Vertretung auch von einer anderen Tagespflegeperson übernommen werden Die 
Vertretung im Einzelfall erfolgt in Absprache mit dem Jugendamt und den Personensorgebe-
rechtigten. 
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7.) § 9 alter Fassung wird zu § 10 und wie folgt geändert: 
 
 
 

§ 10 
Gewährung von Geldleistungen 

 
Tagespflegepersonen erhalten gemäß § 23 Abs. 2 SGB VIII ein monatliches Pflegegeld als 
laufende Geldleistung. Wird die Kindertagespflege durch unterhaltspflichtige Personen (z. B. 
Großeltern) des Kindes geleistet, wird in der Regel kein Tagespflegegeld gezahlt; über Aus-
nahmen entscheidet das Jugendamt hierbei nach pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall. 
 
 
8.) § 10 alter Fassung wird zu § 11 und wie folgt geändert: 
 
 

§ 11 
Höhe und Umfang der Geldleistung 

 
(1) Die Höhe der Geldleistung richtet sich nach der wöchentlichen Betreuungszeit und der 
Qualifikation der Tagespflegeperson. Das monatliche Kindertagespflegeentgelt wird bei einer 
regelmäßigen Betreuung auf Basis des im Antragsverfahren nachgewiesenen und bewillig-
ten Betreuungsbedarfs als laufende Geldleistung gewährt. Hierbei wird für die Eingewöh-
nungsphase ein Kontingent von einem Monat im Umfang des regelmäßigen Betreuungsbe-
darfs zur Verfügung gestellt. Betreuungsstunden, die aus pädagogischen Gründen im Hin-
blick auf das Wohl des Kindes in der Eingewöhnungsphase nicht in Anspruch genommen 
werden, werden in dieser Zeit wie Urlaubstage des Kindes behandelt und entsprechend der 
nach Absatz (4) zu ermittelnden Stundensätze vergütet. 
 
(2) Werden über den regelmäßigen und bewilligten Betreuungsbedarf hinaus vorübergehend 
zusätzliche Betreuungsstunden wegen beruflicher Verpflichtungen der Eltern (z. B. wegen 
Überstunden oder Fortbildungen der Eltern) in Anspruch genommen, kann eine Vergütung 
dieser zusätzlichen Betreuungsstunden durch das Jugendamt nur dann erfolgen, wenn die 
Erziehungsberechtigten die zusätzliche Inanspruchnahme der Kindertagespflege -soweit 
möglich- im Vorfeld mit dem Jugendamt abgestimmt haben und ein entsprechender Nach-
weis über die Notwendigkeit der Inanspruchnahme zeitnah im Jugendamt eingereicht wird. 
Kosten für Betreuungsstunden, die über den nachgewiesenen und bewilligten Umfang hin-
ausgehen, werden ansonsten nicht aus öffentlichen Mitteln der Kinder- und Jugendhilfe 
übernommen. 
 
Die Abrechnung der zusätzlichen Betreuungsstunden, die vorübergehend den regelmäßigen 
Bedarf übersteigen, erfolgt nach Ablauf des jeweiligen Betreuungsmonats anhand einer vier-
telstundengenauen Übersicht der Tagespflegeperson über die tatsächlich geleisteten Be-
treuungsstunden. Die Stundenübersicht ist von einem Personensorgeberechtigten des be-
treuten Kindes gegenzuzeichnen.  
 
(3) Soweit kein regelmäßiger Betreuungsbedarf im Voraus feststellbar ist erfolgt die Vergü-
tung ebenfalls nach Ablauf des jeweiligen Betreuungsmonats anhand einer viertelstunden-
genauen Übersicht der Tagespflegeperson über die tatsächlich geleisteten Betreuungsstun-
den. Die Stundenübersicht ist von einem Personensorgeberechtigten des betreuten Kindes 
gegenzuzeichnen. Auf Verlangen des Jugendamtes sind entsprechende Nachweise über die 
Notwendigkeit der Inanspruchnahme einzureichen. Der notwendige Umfang der Eingewöh-
nungsphase ist bei unregelmäßigem Betreuungsbedarf im Einzelfall festzustellen. Die Ent-
scheidung hierüber trifft das Jugendamt. 
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(4) Die Geldleistungen im Sinne der Absätze 1 bis 3 umfassen insbesondere die Erstattung 
 
• angemessener Kosten für den Sachaufwand und 
• eines angemessenen Beitrages zur Anerkennung der Förderleistung. 
 
Der pauschalierte Betrag zur Erstattung der Kosten für den Sachaufwand beträgt einheitlich 
für alle Tagespflegepersonen je betreutem Kind und Stunde 1,80 €. Die Höhe der Sachkos-
ten wurde der vom Finanzamt anerkannten Betriebskostenpauschale gleichgesetzt. 
 
Der pauschalierte Betrag zur Anerkennung der Förderleistung beträgt je betreutem Kind und 
Stunde: 
 
a) 2,20 € pro Stunde für Tagespflegepersonen, die nach Überprüfung tätig werden können 
und sich für die Qualifizierung anmelden (Stufe 1) 
 
b) 2,70 € bei abgeschlossener DJI-Qualifikation mit 80 Unterrichtsstunden (Stufe 2) 
 
c) 3,20 € bei Pflegepersonen mit abgeschlossener DJI-Qualifikation mit 160 Unterrichtsstun-
den sowie bei staatlich anerkannten Erzieherinnen und pädagogischen Fachkräften i. S. der 
Personalvereinbarung zu § 26 KiBiz (Stufe 3) 
 
Stufe 1, ohne Qualifizierung 
 

Förderleistung Sachkosten Insgesamt 

2,20 € 1,80 € 4,00 € 
 
 
Stufe 2, pädagogische Fachkraft ohne Qualifizierung bzw.  
Qualifizierung mit 80 Unterrichtsstunden 
 
Förderleistung Sachkosten Insgesamt 

2,70 € 1,80 € 4,50 € 
 
 
Stufe 3, Qualifizierung 160 Unterrichtsstunden  
 

Förderleistung Sachkosten Insgesamt 

3,20 € 1,80 € 5,00 € 
 
 
(5) Für Tagespflegepersonen mit einer durch Zertifikat nachgewiesenen erfolgreichen Teil-
nahme an einer Zusatzqualifikation zur integrativen Kindertagespflege oder Kindertagespfle-
ge mit behinderten Kindern in einem Umfang von mindestens 50 Unterrichtseinheiten und 
bei Betreuung von Kindern mit Behinderung oder Kindern, die von einer wesentlichen Behin-
derung bedroht sind, und bei denen die Zugehörigkeit zum Personenkreis des § 53 Abs. 1 
SGB XII von einem Träger der Eingliederungshilfe festgestellt wurde, wird der dreifache Be-
trag des Stundensatzes gezahlt, der der Tagespflegeperson für ein sonstiges Kind nach Ab-
satz (4) zustehen würde. Dies setzt jedoch voraus, dass mit Aufnahme eines Kindes mit In-
klusionsbedarf im Sinne dieses Absatzes die Anzahl der insgesamt möglichen Betreuungs-
plätze der Tagespflegeperson um jeweils einen Platz reduziert wird. Die Tagespflegeperson 
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muss hierfür eine inklusive betreuungsspezifische Konzeption vorhalten und über bedarfsge-
rechte Räumlichkeiten verfügen. 
 
(6) Stellt das Betreuungsverhältnis besondere Anforderungen im Hinblick auf die Erziehung 
des zu betreuenden Kindes an die Tagespflegeperson, ohne dass eine Behinderung im Sin-
ne des Absatzes (5) vorliegt oder das Kind von einer wesentlichen Behinderung bedroht ist, 
kann der Betrag für die Förderleistung nach Absatz (4) um 2,50 € pro Stunde erhöht werden. 
Der Betrag für die Förderleistung nach Absatz (4) kann ebenfalls erhöht werden, wenn zwar 
die Zugehörigkeit zum Personenkreis nach § 53 Abs. 1 SGB XII festgestellt wurde, jedoch 
keine Reduzierung der Anzahl der insgesamt möglichen Betreuungsplätze vorgenommen 
wird. Eine Entscheidung über die Erhöhung des Betrags für die Förderleistung trifft das Ju-
gendamt nach pflichtgemäßem Ermessen.  
 
(7) Die laufenden Geldleistungen umfassen ferner folgende Erstattungen: 
 
a) Nachgewiesene Beiträge zu einer angemessenen Kranken- und Pflegeversicherung der 
Tagespflegeperson werden zur Hälfte übernommen. Als angemessen gelten Beträge, die die 
Beiträge der gesetzlichen Krankenversicherung nicht übersteigen. 
 
b) Nachgewiesene Beiträge zu einer angemessenen Alterssicherung werden Tagespflege-
personen zur Hälfte erstattet. Als angemessen gelten Beiträge, die 20 % der laufenden Geld-
leistung nicht übersteigen. 
 
c) Nachgewiesene Beiträge zur gesetzlichen Unfallversicherung werden der Tagespflege-
person in voller Höhe erstattet.  
 
(8) Der pauschalierte Betrag der Geldleistung wird in den nachstehend genannten Fällen wie 
folgt modifiziert: 
 

Besondere Betreuungszeiten Form 

Übernachtung 
(22.00 Uhr – 06.00 Uhr) 50 % der Betreuungsstunden 

Ergänzende Betreuung 
(06.00 – 08.00 Uhr sowie 16.00 – 
22.00 Uhr) 

30 % Erhöhung des Stundensatzes 

Samstag, Sonntag, Feiertag 30 % Erhöhung des Stundensatzes 

Eingewöhnungszeit entspricht der normalen Betreuung 
 
(9) Die Tagespflegeperson hat Anspruch auf bis zu 25 Kalendertage betreuungsfreie Zeit 
und 3 Sonderurlaubstage (z. B. für Weiterbildung) pro Jahr. Hierfür wird ihr die durchschnitt-
liche Betreuungszeit vergütet. Urlaub ist mit den Sorgeberechtigten abzustimmen und dem 
Jugendamt rechtzeitig vorab mitzuteilen.  
 
(10) Andere Möglichkeiten der geldlichen Förderung der Tagespflege durch bundes- oder 
landesrechtliche Vorschriften sind von den Erziehungsberechtigten bevorzugt in Anspruch zu 
nehmen. Entsprechende Leistungen mindern den Anspruch nach § 23 SGB VIII sowie dieser 
Satzung. 
 
(11) Laufende Geldleistungen werden erst ab Eingang eines schriftlichen Antrages auf Ge-
währung einer Geldleistung bei der Hansestadt Wipperfürth nach Erfüllung aller Mitwir-
kungspflichten durch die Erziehungsberechtigten und die Tagespflegepersonen gewährt. 
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(12) Bei Krankheit oder Urlaub des zu betreuenden Kindes wird der Tagespflegeperson bis 
zu zwei Wochen (zusammenhängender Zeitraum) die durchschnittliche Betreuungszeit ver-
gütet.  
 
(13) Bei plötzlicher Erkrankung der Tagespflegeperson wird der erste Tag, an dem wegen 
dieser Krankheit keine Tagespflege durch die Tagespflegeperson geleistet werden kann, auf 
der Basis der an diesem Tag normalerweise üblichen Betreuungszeit vergütet. Sofern die 
Tagespflegeperson über den ersten Tag hinaus wegen Erkrankung ausfällt, erfolgt jedoch 
keine Entgeltsfortzahlung durch das Jugendamt, es sei denn, die Tagespflegeperson setzt 
dafür betreuungsfreie Tage aus ihrem Anspruch nach Absatz (9) ein.   
 
(14) Die Geldleistungen werden in der Regel monatlich rückwirkend am Anfang des Folge-
monats für den in der Kindertagespflege geleisteten Kalendermonat an die Tagespflegeper-
son überwiesen.  
 
(15) Um die Chancengleichheit aller Kinder auf einen Kindertagespflegeplatz zu gewährleis-
ten, darf die Tagespflegeperson keine zusätzlichen Geldleistungen von den Eltern verlangen, 
soweit die Betreuungsstunden durch öffentliche Mittel gefördert werden.  
 
Sofern die Tagespflegeperson das zu betreuende Kind mit einer von ihr frisch zubereiteten 
Mahlzeit verpflegt, ist sie jedoch berechtigt, hierfür einen Betrag von maximal 2,50 € pro 
Mahlzeit von den Personensorgeberechtigten zu erheben. Die Zahlungsmodalitäten stimmt 
die Tagespflegeperson unmittelbar mit den Personensorgeberechtigten ab.  
 
(16) Wird das Kind während der Erkrankung seiner Kindertagespflegeperson von einer ande-
ren Kindertagespflegeperson betreut, so erhält diese für die Dauer der Vertretung das ent-
sprechende Tagespflegeentgelt. 
 
(17) Die Erstattung zu Unrecht erbrachter Leistungen nach Aufhebung von Verwaltungsakten  
richtet sich nach den Bestimmungen des § 50 SGB-X. 
 
 
9.) § 11 alter Fassung wird § 12 und wie folgt geändert: 
 
 

§ 12 
Kostenbeitrag 

 
Auf der Grundlage von § 90 SGB VIII wird zu den Kosten der Förderung von Kindern in Ta-
gespflege ein Kostenbeitrag festgesetzt.  
 
Um die Gleichrangigkeit von Tageseinrichtungen und Kindertagespflege zu gewährleisten, 
wird ein pauschalierter Kostenbeitrag analog der Satzung der Stadt Wipperfürth über die 
Erhebung von Elternbeiträgen für den Besuch von Tageseinrichtungen für Kinder im Stadt-
gebiet Wipperfürth in der jeweils aktuellen Fassung erhoben. Die Höhe des Kostenbeitrages 
richtet sich nach dem Alter des Kindes, dem Bruttojahreseinkommen der Eltern oder des 
Elternteils und der wöchentlichen Betreuungszeit.  
 
 
10.) § 12 alter Fassung wird § 13 und wie folgt geändert: 
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§ 13 
Kindertagespflege bei Zusammenschlüssen von Tagespflegepersonen 

 
Es können sich maximal drei Tagespflegepersonen zu einer Großtagespflege zusammen-
schließen (§ 4 Abs. 2 KiBiz). Insgesamt dürfen höchstens neun Kinder betreut werden. Jede 
Kindertagespflegeperson braucht eine gesonderte Erlaubnis. Die Kinder müssen durch Be-
treuungsverträge eindeutig den einzelnen Kindertagespflegepersonen zugeordnet sein.  
 
Ein „Platzsharing“ wie es bei einer Tagespflegeperson möglich ist, die bis zu 8 Betreuungs-
verträge abschließen kann, ist hier ausgeschlossen.  
 
Grundlegende Voraussetzung ist – neben der gültigen Pflegeerlaubnis jeder Tagespflege-
person und dem Raumprogramm - die pädagogische Konzeption der Pflegestelle. Sie muss 
eine klare Aussage über die Betreuung, Erziehung und Bildung der Kinder, die Gestaltung 
des Tagesablaufs sowie die Gesamtöffnungszeiten der Pflegestelle enthalten und ist Be-
standteil des Antrags auf Erteilung der Pflegeerlaubnis. 
 
Es ist darauf zu achten, dass der Charakter der Kindertagespflege als familienähnliche bzw. 
familiennahe Betreuungsform erkennbar bleibt. Im Zuge des Erlaubniserteilungsverfahrens 
prüft das Jugendamt, ob die Räumlichkeiten den Anforderungen einer kindgerechten Betreu-
ung entsprechen. 
 
 
11.) § 13 alter Fassung wird zu § 14 
 
 
12.) § 14 alter Fassung wird zu § 15 
 

 
Artikel 2 

 
Diese I. Änderungssatzung tritt zum 01.08.2016 in Kraft. 
 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung der Hansestadt Wipperfürth zur Förderung von Kindern in Tages-
pflege wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Hansestadt Wipperfürth vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt. 
 
Wipperfürth, den xxxxx 
 
(Michael von Rekowski) 
Bürgermeister 
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Derzeitige  Fassung: Vorschläge für zu ändernde Textpassagen: 
 

Satzung der Hansestadt Wipperfürth zur Förderung von Kin-
dern in Tagespflege  

 
 

 
 
 
 

Alte Fassung 
 
 

Präambel 
Leistungen der Hansestadt Wipperfürth 

 
Die Hansestadt Wipperfürth fördert die Kindertagespflege im Sin-
ne des § 22 Absatz 1 Satz 2 SGB VIII. Hierzu werden vom Ju-
gendamt folgende Leistungen, zu denen Kinder unabhängig ihrer 
Religion, Weltanschauung, Nationalität oder Sprache Zugang 
haben, erbracht: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Satzung der Hansestadt Wipperfürth zur Förderung von Kin-

dern in Tagespflege  
 
 

Die Änderungen sind kursiv gelb gekennzeichnet. 
Änderungen seit dem letzten Arbeitskreis sind grün  
gekennzeichnet. 

 
Neue Fassung 

 
 

Präambel 
Leistungen der Hansestadt Wipperfürth 

 
bleibt. 
 
 
 
 
•  Ein Kind, das das erste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist 
in einer Tageseinrichtung oder in Kindertagespflege zu fördern, 
wenn  
 
1. diese Leistung für seine Entwicklung zu einer eigenverantwort-
lichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit geboten ist oder 
 
2. die Erziehungsberechtigten  
a) einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit auf-
nehmen oder Arbeit suchend sind,  
b) sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schulaus-
bildung oder Hochschulausbildung befinden oder  

1.6.1
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• Information und Beratung von Personensorgeberechtigten und 
Vermittlung von Kindern an geeignete Tagespflegepersonen auf 
der Grundlage des Wunsch- und Wahlrechts der Personensorge-
berechtigten (§ 5 SGB VIII) 
 
• Gewinnung, fachliche Beratung, Qualifizierung, Fortbildung und 
Begleitung von Tagespflegepersonen einschließlich Feststellung 
und Überprüfung ihrer persönlichen und fachlichen Eignung 
 
• Erteilung der Erlaubnis zur Kindertagespflege nach § 43 SGB 
VIII und § 4 KiBiz 
 
• Sicherung der Betreuungskontinuität bei Ausfall der Tagespfle-
geperson (§ 23 Abs. 4 S. 2 SGB VIII) 
 
• Förderung von Kindern unter 1 Jahr, wenn die Erziehungsbe-

c) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch erhalten. 
•  Ein Kind, das das erste Lebensjahr vollendet hat, hat bis zur 
Vollendung des dritten Lebensjahres Anspruch auf frühkindliche 
Förderung in einer Tageseinrichtung oder in Kindertagespflege.  
 
• Ein Kind, das das dritte Lebensjahr vollendet hat, hat bis zum 
Schuleintritt Anspruch auf den Besuch einer Tageseinrichtung für 
Kinder. Das Kind kann bei besonderem Bedarf oder ergänzend 
auch in Tagespflege gefördert werden. Dies bezieht sich insbe-
sondere auf die Betreuung in Randzeiten. 
 
•  Für Kinder im schulpflichtigen Alter wird ergänzende Betreuung 
in Kindertagespflege oder in einer Kindertageseinrichtung in 
Randzeiten gewährt 
 
 
bleibt. 
 
 
 
 
bleibt. 
 
 
 
bleibt. 
 
 
bleibt. 
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rechtigten einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätig-
keit aufnehmen oder Arbeit suchend sind, sich in einer berufli-
chen Bildungsmaßnahme, in der Schulausbildung oder Hoch-
schulausbildung befinden oder Leistungen zur Eingliederung in 
Arbeit im Sinne  des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch erhalten 
 
• Kinder vom vollendeten 3. Lebensjahr bis zum Schuleintritt ha-
ben einen Anspruch auf Besuch einer Tageseinrichtung für Kin-
der. Für Betreuungszeiten, die über den Umfang des Rechtsan-
spruches nach dem Kindertagesstättengesetz hinausgehen, wird 
ergänzende Kindertagespflege in Randzeiten gewährt 
 
• Für Kinder im schulpflichtigen Alter wird ergänzende Betreuung 
in Kindertagespflege oder in einer Kindertageseinrichtung in 
Randzeiten gewährt 
 
• Gewährung einer laufenden Geldleistung an die Tagespflege-
personen nach § 23 SGB VIII sowie Erhebung von Elternbeiträ-
gen nach § 90 SGB VIII 

 
§ 1 

Definition der Tagespflege 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

entfällt an dieser Stelle. 
 
 
 
 
 
entfällt an dieser Stelle. 
 
 
 
 
 
entfällt an dieser Stelle. 
 
 
 
bleibt. 
 
 

 
§ 1 

Gesetzliche Rahmenbedingungen und Auftrag für die Kinder-
tagespflege 

 
(1) Die Kindertagespflege hat ihre gesetzliche Grundlage im So-
zialgesetzbuch Achtes Buch – Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) 
und im Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern 
(Kinderbildungsgesetz – KiBiz) in der jeweils aktuellen Fassung. 
Die §§ 22 bis 24, 43 und 90 SGB VIII sowie vor allem die §§ 4, 17 
und 22 (KiBiz) regeln umfassend die Belange der Kindertages-
pflege und dienen als Grundlage für diese Satzung. 
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Der Gesetzgeber fordert ein bedarfsgerechtes Angebot von Be-
treuungsplätzen für Kinder. Die Kindertagespflege ist nach den 
§§ 22 und 23 SGB VIII neben der Tageseinrichtung ein gleich-
rangiges Angebot der Jugendhilfe zur Bildung, Erziehung und 
Betreuung von Kindern. Im Rahmen der Kindertagespflege wer-
den Kinder durch geeignete Personen in deren Haushalt, im 
Haushalt der Eltern/Personensorgeberechtigten oder in anderen, 
für diesen Zweck geeigneten Räumen betreut. Sie umfasst die 
angemessene Förderung durch ein vielfältiges Angebot an Spiel-, 
Kommunikations- und Bewegungsanreizen je nach Entwicklungs-
stand der Kinder.  
 
Bei der Tagespflege handelt es sich um eine familienergänzende 

(2) Die Kindertagespflege soll 
• die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen 

und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit fördern, 
• die Erziehung und Bildung in der Familie unterstützen und 

ergänzen, 
• den Erziehungsberechtigten dabei helfen, Erwerbstätigkeit 

und Kindererziehung besser miteinander vereinbaren zu 
können. 

 
Dabei umfasst der Förderungsauftrag der Kindertagespflege Er-
ziehung, Bildung und Betreuung des Kindes und bezieht sich auf 
die soziale, emotionale, körperliche und geistige Entwicklung des 
Kindes. Er schließt die Vermittlung orientierender Werte und Re-
geln ein. Die Förderung soll sich am Alter und Entwicklungsstand, 
den sprachlichen und sonstigen Fähigkeiten, an der Lebenssitua-
tion sowie den Interessen und Bedürfnissen des einzelnen Kin-
des orientieren und seine ethnische Herkunft berücksichtigen.  
 
 
bleibt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
entfällt. 
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Hilfe. Sie soll den Eltern helfen, Erwerbstätigkeit und Kindererzie-
hung besser miteinander vereinbaren zu können. 

§ 2 
Anspruchsvoraussetzung und Bewilligungsverfahren zur 

Förderung in Kindertagespflege 
 
(1) Die Anspruchsvoraussetzungen richten sich nach § 24 SGB 
VIII. 
 
(2) Die Personensorgeberechtigten beantragen schriftlich anhand 
eines Vordrucks die Förderung ihres Kindes in der Kindertages-
pflege und haben – soweit erforderlich – das Vorliegender Vo-
raussetzungen nachzuweisen. Die Bewilligung der Kindertages-
pflege und die Übernahme der Kosten kann frühestens ab Vorla-
ge der vollständigen Antragsunterlagen erfolgen. 
 
 
 
 
 
(3) Lebt das Kind nur mit einem Personensorgeberechtigten zu-
sammen, so tritt diese Person an die Stelle der Personensorge-
berechtigten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

§ 2 
Anspruchsvoraussetzung und Bewilligungsverfahren zur 
                         Förderung in Kindertagespflege 
 
(1) bleibt.  
 
 
(2) Die Personensorgeberechtigten beantragen schriftlich anhand 
eines Vordrucks die Förderung ihres Kindes in der Kindertages-
pflege und haben das Vorliegen der Voraussetzungen nachzu-
weisen. Lebt das Kind nur mit einem Personensorgeberechtigten 
zusammen, so tritt diese Person an die Stelle der Personensor-
geberechtigten. Der Antrag soll mindestens vier Wochen vor Be-
ginn der Kindertagespflege beim Jugendamt gestellt werden. Die 
Bewilligung der Kindertagespflege und die Übernahme der Kos-
ten erfolgt frühestens ab Vorlage der vollständigen Antragsunter-
lagen. 
 
(3) Eine dauerhafte Erhöhung der bewilligten Betreuungsstunden 
ist bei Bedarf schriftlich mit einem Folgeantrag zu beantragen. 
Die Bewilligung und die Übernahme der Kosten für die Erhöhung 
der Betreuungsstunden erfolgt frühestens ab Vorlage der voll-
ständigen Antragsunterlagen. 
 
(4) Eine dauerhafte Verringerung der bewilligten Betreuungsstun-
den ist unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Evtl. zu viel geleistete 
Förderbeträge sind an das Jugendamt zu erstatten. 
 
(5) Der Umfang der Förderung der Kindertagespflege richtet sich 
nach dem individuellen Bedarf. Die Tagespflege wird für Kinder 
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§ 3 
Eignung der Tagespflegepersonen 

 
Die Überprüfung, ob eine Tagespflegeperson geeignet ist, obliegt 
dem Jugendamt der Hansestadt Wipperfürth. 
 
Eignungskriterien sind: 

ab Vollendung des ersten Lebensjahres bis zur Vollendung des 
dritten Lebensjahres in der Regel im Umfang von bis zu 25 Stun-
den pro Woche gewährt, soweit kein höherer Bedarf nachgewie-
sen wird. Nach Möglichkeit soll die Tagespflege für diese Alters-
gruppe innerhalb der Kernzeit erfolgen. Als Kernzeit gilt der Zeit-
raum von montags bis freitags jeweils zwischen 08.00 Uhr und 
16.00 Uhr. Abweichungen von der Kernzeit können sich im Ein-
zelfall aus dem individuellen Bedarf heraus ergeben und sind im 
Antrag zu begründen. Der individuelle Bedarf wird einzelfallbezo-
gen durch das Jugendamt geprüft. 
 
(6) Grundvoraussetzung für die Förderung der Kindertagespflege 
und die Erhebung der Elternbeiträge durch die Hansestadt Wip-
perfürth ist der unter Berücksichtigung dieser Satzung schriftlich 
verfasste Betreuungsvertrag zwischen den Eltern und der Kinder-
tagespflegeperson. Dieser ist dem Jugendamt auf Verlangen vor-
zulegen. 
 
(7) Die Eingewöhnungsphase beginnt frühestens einen Monat vor 
dem Beginn der eigentlichen Tagespflege. Der Betreuungsvertrag 
ist für die Zeit ab dem Beginn der Eingewöhnungsphase abzu-
schließen. Die Erziehungsberechtigten und die Tagespflegeper-
son haben dafür Sorge zu tragen, dass eine dem Kind angemes-
sene Eingewöhnung in die Betreuung erfolgt. 
 

§ 3 
Eignung der Tagespflegepersonen 

 
bleibt. 
 
 
bleibt. 

24/40



 Anlage 3    

a) Motivation zur Ausübung der Tätigkeit 
b) Persönlichkeit (u.a. Einfühlungsvermögen, soziale Kompetenz, 
physische und psychische Gesundheit) 
c) Sachkompetenz (u.a. Erziehungsmethoden, Haushaltsführung, 
Ernährung, Erste-Hilfe-Kurs) 
d) Qualifikation (z.B. sozialpädagogische Ausbildung, Teilnahme 
an einer Qualifizierungsmaßnahme zur Tagespflegeperson, Be-
rufserfahrung als Tagespflegeperson) 
e) Kooperationsbereitschaft (mit den Eltern, mit den Fachkräften 
des Fachdienstes, mit Kindertageseinrichtungen oder anderen 
Tagespflegepersonen) 
f) Einwandfreies polizeiliches Führungszeugnis gemäß §§ 72a 
SGB VIII, 30a BZRG 
g) Bereitschaft zur Teilnahme an Fortbildungen oder kollegialen 
Beratungen. 

 
§ 4 

Geeignetheit der Räume 
 

Tagespflegepersonen müssen über kindgerechte Räumlichkeiten 
verfügen, soweit sie das Kind in ihren Räumlichkeiten betreuen 
und nicht im Haushalt der Erziehungsberechtigten. 
Hierzu gehören 
 
• ausreichend Platz für Spielmöglichkeiten 
 
• eine anregungsreiche Ausgestaltung 
 
• geeignete Spiel- und Beschäftigungsmaterialien 
 
• unfallverhütende und gute hygienische Verhältnisse 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 4 
Geeignetheit der Räume 

 
bleibt. 
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• insbesondere für Kleinkinder eine Schlafgelegenheit 
• Möglichkeit des Spielens und Erlebens in der Natur, in Wald- 
oder Parkanlagen. 
 
Bei der Überprüfung der Räumlichkeiten werden die Empfehlun-
gen der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) 
„Kindertagespflege – damit es allen gut geht, Ratgeber für Ta-
gespflegepersonen (BGI/GUV-I 8641)“, April 2011 zugrunde ge-
legt. 

 
§ 5 

Erteilung der Pflegeerlaubnis 
 

(1) Nach erfolgter Eignungsfeststellung wird der Tagespflegeper-
son die Pflegeerlaubnis durch das Jugendamt der Hansestadt 
Wipperfürth erteilt. Danach ist sie berechtigt, für die Dauer von 5 
Jahren jeweils bis zu 8 Kinder zu betreuen, davon maximal 5 
gleichzeitig. Einer Pflegeerlaubnis bedürfen auch Betreuungsper-
sonen, die Tagespflege ohne finanzielle Beteiligung des Jugend-
amtes leisten oder leisten wollen. 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Werden Kinder weniger als 15 Stunden wöchentlich und we-
niger als 3 Monate in der Wohnung der Erziehungsberechtigten 
oder unentgeltlich betreut, bedarf es keiner Pflegeerlaubnis. 
 
(3) Die Pflegeerlaubnis wird ausschließlich durch das Jugendamt 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 5 
Erteilung der Pflegeerlaubnis 

 
(1) Die Erlaubnis zur Kindertagespflege befugt zur Betreuung von 
bis zu fünf gleichzeitig anwesenden, fremden Kindern. Sie kann 
im Einzelfall zur Betreuung von maximal acht fremden Kindern 
erteilt werden, wovon ebenfalls maximal fünf fremde Kinder 
gleichzeitig betreut werden dürfen. Die Erlaubnis ist auf fünf Jah-
re befristet. Sie kann mit einer Nebenbestimmung versehen wer-
den. Einer Pflegeerlaubnis bedürfen auch Betreuungspersonen, 
die Tagespflege ohne finanzielle Beteiligung des Jugendamtes 
leisten oder leisten wollen. Die Erlaubnis, Änderungen und Ver-
längerungen sind schriftlich beim Jugendamt zu beantragen. 
Nach erfolgter Eignungsfeststellung wird der Tagespflegeperson 
die Pflegeerlaubnis durch das Jugendamt der Hansestadt Wip-
perfürth erteilt. 
 
bleibt. 
 
 
 
bleibt. 
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erteilt. Voraussetzungen für die Erteilung der Pflegeerlaubnis 
sind: 
 
a) eine sozialpädagogische Ausbildung mit Erfahrung in der 
Kleinkinderbetreuung, eine abgeschlossene oder eine 
160stündige Qualifizierung zur Tagesmutter nach dem Curricu-
lum des deutschen Jugendinstituts oder die Qualifizierung in an-
derer Weise, die das Jugendamt in einer Einzelfallentscheidung 
anerkannt hat. Das Jugendamt der Hansestadt Wipperfürth wird 
dafür sorgen, dass entsprechende Kurse im Haus der Familie, 
Klosterplatz 2, 51688 Wipperfürth, oder durch andere Bildungs-
träger angeboten werden. 
 
Die Kosten der Qualifizierungskurse werden auf Antrag zur Hälfte 
erstattet, wenn die Tagespflegeperson die Betreuung eines Kin-
des aufnimmt und laufende Geldleistungen gemäß § 23 Abs. 2 
SGB VIII durch das Jugendamt Wipperfürth als örtlich zuständi-
ger Träger der Jugendhilfe erhält. 
 
b) erweitertes polizeiliches Führungszeugnis der zukünftigen Ta-
gespflegeperson gemäß §§ 72a SGB VIII, 30a Abs. 1 Nr. 2a 
BZRG 
 
c) polizeiliche Führungszeugnisse aller Personen über 18 Jahren 
im Haushalt ohne Eintragung, die die Durchführung der Kinderta-
gespflege einschränkt 
 
d) ärztliches Attest oder Bescheinigung des Gesundheitsamtes, 
das die gesundheitlichen Voraussetzungen für die angestrebte 
Tätigkeit bestätigt und für alle im Haushalt lebenden Personen ab 
14 Jahren 
 

 
 
 
a) eine sozialpädagogische Ausbildung mit Erfahrung in der 
Kleinkinderbetreuung, eine abgeschlossene oder eine 
160stündige Qualifizierung zur Tagesmutter nach dem Curricu-
lum des deutschen Jugendinstituts oder die Qualifizierung in an-
derer Weise, die das Jugendamt in einer Einzelfallentscheidung 
anerkannt hat. Das Jugendamt der Hansestadt Wipperfürth sorgt 
dafür, dass entsprechende Kurse im Haus der Familie, Kloster-
platz 2, 51688 Wipperfürth, oder durch andere Bildungsträger 
angeboten werden. 
 
bleibt. 
 
 
 
 
 
bleibt. 
 
 
 
bleibt. 
 
 
 
bleibt. 
 
 
 
 

27/40



 Anlage 3    

e) bescheinigte Teilnahme an einem Erste-Hilfe-Lehrgang mit 
Schwerpunkt Säuglinge und Kleinkinder. Dieser ist alle zwei Jah-
re aufzufrischen. 
f) Hausbesuch und positive Prüfung der geeigneten Räume. 
 
(4) Für Tagespflegepersonen, die nicht die geforderte Qualifizie-
rung besitzen, jedoch bereits entsprechend früherer Bestimmun-
gen vom Jugendamt der Hansestadt Wipperfürth eine Erlaubnis 
zur Kindertagespflege erhalten haben, finden die aufgeführten 
Anforderungen erst nach zeitlichem Ablauf der geltenden Erlaub-
nis zur Kindertagespflege Anwendung, jedoch nicht vor dem 
01.01.2014. Bis zu diesem Zeitpunkt ist bei diesem Personen-
kreis die Erteilung befristeter vorübergehender Erlaubnisse mög-
lich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 6 
Entzug der Kindertagespflegeerlaubnis 

 
Entstehen nach Aufnahme der Kindertagespflegetätigkeit Zweifel 
an der Eignung einer Tagespflegeperson oder liegen Anhalts-
punkte für eine Nicht-Eignung im Sinne von § 5 Satz 3 vor, leitet 
das Jugendamt einen Beratungs- und Entwicklungsprozess ein. 
Die für die Eignungsprüfung und mögliche Entscheidung zur 
Nicht-Eignung wesentlichen Beobachtungen, Tatsachen und Be-

bleibt. 
 
 
bleibt. 
 
(4) Die Tagespflegeperson hat den Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe über wichtige Ereignisse zu unterrichten, die für die Be-
treuung des oder der Kinder bedeutsam sind. Ändern sich die 
Voraussetzungen, unter denen die Pflegeerlaubnis erteilt wurde, 
ist dies dem Jugendamt der Hansestadt Wipperfürth umgehend 
mitzuteilen.  
 
 
 
(5) Werden Kinder in Kindertagespflege betreut, ohne dass die 
Tagespflegeperson über die erforderliche Erlaubnis zur Kinderta-
gespflege verfügt oder im Sinne des § 23 Abs. 3 SGB VIII geeig-
net ist, so hat das Jugendamt die weitere Betreuung der Kinder 
zu untersagen. Die    §§ 17 und 18 des Ersten Gesetzes zur Aus-
führung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes – AG-KJHG – in 
der jeweils geltenden Fassung gelten entsprechend. §§ 104 f. 
SGB VIII bleiben unberührt. 
 

§ 6 
Entzug der Kindertagespflegeerlaubnis 

 
bleibt. 
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wertungen müssen dokumentiert werden. Kommt das Jugendamt 
nach Prüfung zu dem Ergebnis, dass die Eignung nicht mehr be-
steht, so wird die Kindertagespflegeerlaubnis nach Maßgabe der 
gesetzlichen Bestimmungen (§§ 45, 47, 48 SGB X) aufgehoben. 

 
§ 7 

Vermittlung, Beratung und Begleitung der Tagespflegever-
hältnisse 

 
Die Eltern und die Betreuungspersonen haben ein Recht auf 
fachliche Vermittlung, Beratung und Betreuung durch die Fach-
kräfte des Jugendamtes. 
 

§ 8 
Mitwirkungs- und Mitteilungspflichten der Tagespflegeper-

son 
 
(1) Die Tagespflegeperson meldet jedes aufgenommene Kind 
beim Jugendamt mit Namen, Geburtsdatum sowie Namen und 
Anschrift der Erziehungsberechtigten. 
 
(2) Gemäß § 43 SGB VIII hat die Tagespflegeperson das Ju-
gendamt unaufgefordert über wichtige Ereignisse, die für die Be-
treuung des Kindes oder der Kinder wichtig sind, zu unterrichten. 
 
 
 
 
 
 
 
Hierzu zählen 

 
 
 
 
 

§ 7 
Vermittlung, Beratung und Begleitung der Tagespflegever-

hältnisse 
 

bleibt. 
 
 
 

§ 8 
Mitwirkungs- und Mitteilungspflichten der Tagespflegeper-

son und der Personensorgeberechtigten 
 
bleibt. 
 
 
 
(2) Die Tagespflegeperson und die Personensorgeberechtigten 
sind verpflichtet, dem Jugendamt unverzüglich jegliche Änderung 
im Kindertagespflegeverhältnis schriftlich mitzuteilen. Die Mitwir-
kung gemäß §§ 60 ff. SGB I wird vorausgesetzt. Wird der Mitwir-
kungspflicht nicht nachgekommen, kann die Förderung der Kin-
dertagespflege auch rückwirkend eingestellt und die Geldleistung 
zurück gefordert werden. Die Tagespflegeperson hat das Ju-
gendamt unaufgefordert über wichtige Ereignisse, die für die Be-
treuung des Kindes oder der Kinder wichtig sind, zu unterrichten. 
 
Dies gilt vor allem in Bezug auf: 
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• Änderungen der wöchentlichen und der Verteilung der täglichen 
Betreuungszeit 
• Beendigung oder Wechsel in der Kindertagesbetreuung 
• Unterbrechung der Kindertagespflege von mehr als einer Wo-
che wegen Krankheit oder Urlaub 
• Verdacht bei Kindeswohlgefährdung 
• Wohnungswechsel der Erziehungsberechtigten oder der Ta-
gespflegeperson 
• Aufnahme und Betreuung von Kindern aus anderen Jugend-
amtsbezirken durch die Tagespflegeperson 
• Änderungen bei den im Haushalt der Tagespflegeperson leben-
den Personen 
• Meldepflichtige Erkrankungen im Sinne des § 6 des Infektions-
schutzgesetzes der Tagespflegeperson oder der betreuten Kin-
der. 
 
 
 
(3) Den Personensorgeberechtigten obliegen entsprechende 
Pflichten auf der Grundlage und im Rahmen der §§ 60 ff. SGB I. 
Sie haben ferner – soweit im Einzelfall erforderlich – das Vorlie-
gen der Voraussetzungen für eine Förderung nach § 24 SGB VIII 
nachzuweisen und entsprechende Veränderungen unverzüglich 
dem Jugendamt mitzuteilen. 

 
 
 
 
 
 
 
 

• Änderungen der wöchentlichen und der Verteilung der täglichen 
Betreuungszeit 
• Beendigung oder Wechsel in der Kindertagesbetreuung 
• Unterbrechung der Kindertagespflege wegen Krankheit oder 
Urlaub 
• Verdacht bei Kindeswohlgefährdung 
• Wohnungswechsel der Erziehungsberechtigten oder der Ta-
gespflegeperson 
• Aufnahme und Betreuung von Kindern aus anderen Jugend-
amtsbezirken durch die Tagespflegeperson 
• Änderungen bei den im Haushalt der Tagespflegeperson leben-
den Personen 
• Meldepflichtige Erkrankungen im Sinne des § 6 des Infektions-
schutzgesetzes der Tagespflegeperson oder der betreuten Kin-
der. 
• Kooperationsbereitschaft in Bezug auf die Vertretungsregelung 

gemäß § 9 dieser Satzung. 
 

(3) Tagespflegepersonen haben den Beschäftigten sowie den 
Beauftragten des Jugendamtes Auskunft über die Räume und die 
betreuten Kinder zu erteilen. Den Beschäftigten und den Beauf-
tragten des Jugendamtes ist der Zutritt zu den betreuten Kindern 
und den Räumen, die zu ihrem Aufenthalt dienen, zu gestatten. 
Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 
Abs. 1 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 
 

§ 9 
Vertretungsregelung 

 
Bei ungeplantem Ausfall der Tagespflegeperson wegen Erkran-
kung übernimmt eine vom Jugendamt geförderte Fachkraft die 
Vertretung. Soweit eine Kooperation zwischen zwei oder mehre-
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§ 9 
Gewährung von Geldleistungen 

 
Tagespflegepersonen erhalten gemäß § 23 Abs. 2 SGB VIII ein 
monatliches Pflegegeld. Wird die Kindertagespflege durch unter-
haltspflichtige Personen (z. B. Großeltern) des Kindes geleistet, 
wird in der Regel kein Tagespflegegeld gezahlt. 

 
 
 

§ 10 
Höhe und Umfang der Geldleistung 

 
(1) Die Höhe der Geldleistung richtet sich nach der täglichen Be-
treuungszeit und der Qualifikation der Tagespflegeperson. Die 
Auszahlung der Geldleistung erfolgt anhand der nachgewiese-
nen, tatsächlich geleisteten Betreuungsstunden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ren Tagespflegepersonen besteht bzw. sofern die Fachkraft nicht 
zur Verfügung steht, kann die Vertretung auch von einer anderen 
Tagespflegeperson übernommen werden. Die Vertretung im Ein-
zelfall erfolgt in Absprache mit dem Jugendamt und den Perso-
nensorgeberechtigten. 

 
§ 10 

Gewährung von Geldleistungen 
 
Tagespflegepersonen erhalten gemäß § 23 Abs. 2 SGB VIII ein 
monatliches Pflegegeld als laufende Geldleistung. Wird die Kin-
dertagespflege durch unterhaltspflichtige Personen (z. B. Großel-
tern) des Kindes geleistet, wird in der Regel kein Tagespflegegeld 
gezahlt; über Ausnahmen entscheidet das Jugendamt hierbei 
nach pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall. 

 
§ 11 

Höhe und Umfang der Geldleistung 
 
(1) Die Höhe der Geldleistung richtet sich nach der wöchentlichen 
Betreuungszeit und der Qualifikation der Tagespflegeperson. Das 
monatliche Kindertagespflegeentgelt wird bei einer regelmäßigen 
Betreuung auf Basis des im Antragsverfahren nachgewiesenen 
und bewilligten Betreuungsbedarfs als laufende Geldleistung ge-
währt. Hierbei wird für die Eingewöhnungsphase ein Kontingent 
von einem Monat im Umfang des regelmäßigen Betreuungsbe-
darfs zur Verfügung gestellt. Betreuungsstunden, die aus päda-
gogischen Gründen im Hinblick auf das Wohl des Kindes in der 
Eingewöhnungsphase nicht in Anspruch genommen werden, 
werden in dieser Zeit wie Urlaubstage des Kindes behandelt und 
entsprechend der nach Absatz 4 zu ermittelnden Stundensätze 
vergütet. 
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(2) Die laufenden Geldleistungen umfassen insbesondere die 
Erstattung 
• angemessener Kosten für den Sachaufwand und 
• eines angemessenen Beitrages zur Anerkennung der Förder-
leistung. 
 
Der pauschalierte Betrag zur Erstattung der Kosten für den 
Sachaufwand beträgt einheitlich für alle Tagespflegepersonen je 
betreutem Kind und Stunde 1,80 €. 
 
Der pauschalierte Betrag zur Anerkennung der Förderleistung 
beträgt je betreutes Kind und Stunde: 
 
a) 3,20 € bei Pflegepersonen mit abgeschlossener DJI-
Qualifikation mit 160 Unterrichtsstunden sowie bei staatlich aner-
kannten Erzieherinnen und pädagogischen Fachkräften i. S. der 
Personalvereinbarung zu § 26 KiBiz 
 
b) 2,70 € bei abgeschlossener DJI-Qualifikation mit 80 Unter-
richtsstunden 
 
c) 2,20 € pro Stunde für Tagespflegepersonen, die nach Überprü-
fung tätig werden können und sich für die Qualifizierung anmel-
den. 
 
Stellt das Betreuungsverhältnis besondere Anforderungen im 
Hinblick auf die Erziehung des zu betreuenden Kindes an die Ta-
gespflegeperson, kann der Stundensatz erhöht werden. 
 
(3) Die laufenden Geldleistungen umfassen ferner folgende Er-
stattungen: 
 

(2) Werden über den regelmäßigen und bewilligten Betreuungs-
bedarf hinaus vorübergehend zusätzliche Betreuungsstunden 
wegen beruflicher Verpflichtungen der Eltern (z. B. wegen Über-
stunden oder Fortbildungen) in Anspruch genommen, kann eine 
Vergütung dieser zusätzlichen Betreuungsstunden durch das Ju-
gendamt nur dann erfolgen, wenn die Erziehungsberechtigten die 
zusätzliche Inanspruchnahme der Kindertagespflege -soweit 
möglich- im Vorfeld mit dem Jugendamt abgestimmt haben und 
ein entsprechender Nachweis über die Notwendigkeit der Inan-
spruchnahme zeitnah im Jugendamt eingereicht wird. Kosten für 
Betreuungsstunden, die über den nachgewiesenen und bewillig-
ten Umfang hinausgehen, werden ansonsten nicht aus öffentli-
chen Mitteln der Kinder- und Jugendhilfe übernommen. 
 
Die Abrechnung der zusätzlichen Betreuungsstunden, die vo-
rübergehend den regelmäßigen Bedarf übersteigen, erfolgt nach 
Ablauf des jeweiligen Betreuungsmonats anhand einer viertel-
stundengenauen Übersicht der Tagespflegeperson über die tat-
sächlich geleisteten Betreuungsstunden. Die Stundenübersicht ist 
von einem Personensorgeberechtigten des betreuten Kindes ge-
genzuzeichnen.  
 
(3) Soweit kein regelmäßiger Betreuungsbedarf im Voraus fest-
stellbar ist, erfolgt die Vergütung ebenfalls nach Ablauf des jewei-
ligen Betreuungsmonats anhand einer viertelstundengenauen 
Übersicht der Tagespflegeperson über die tatsächlich geleisteten 
Betreuungsstunden. Die Stundenübersicht ist von einem Perso-
nensorgeberechtigten des betreuten Kindes gegenzuzeichnen. 
Auf Verlangen des Jugendamtes sind entsprechende Nachweise 
über die Notwendigkeit der Inanspruchnahme einzureichen. Der 
notwendige Umfang der Eingewöhnungsphase ist bei unregel-
mäßigem Betreuungsbedarf im Einzelfall festzustellen. Die Ent-
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a) Nachgewiesene Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge 
der Tagespflegeperson werden zur Hälfte übernommen. Als an-
gemessen gelten Beträge, die die Beiträge der gesetzlichen 
Krankenversicherung nicht übersteigen. 
 
b) Nachgewiesene Beiträge zu einer angemessenen Alterssiche-
rung werden Tagespflegepersonen zur Hälfte erstattet. Als an-
gemessen gelten Beiträge, die 20 % der laufenden Geldleistung 
nicht übersteigen. 
 
c) Nachgewiesene Aufwendungen für Beiträge zu einer Unfall-
versicherung werden für die Tagespflegeperson in angemessener 
Höhe übernommen. Als angemessen gelten Beiträge, die die Bei-
träge der gesetzlichen Unfallversicherung nicht übersteigen. 
 
(4) Der pauschalierte Betrag zur Förderleistung wird in den nach-
stehend genannten Fällen wie folgt modifiziert: 
 
Besondere Betreuungszei-
ten Form 

Übernachtung 
(22.00 Uhr – 06.00 Uhr) 50 % der Betreuungsstunden 

Ergänzende Betreuung 
(06:00 – 08.00 Uhr sowie 
18.00 – 
22.00 Uhr) 

20 % Erhöhung des Stunden-
satzes 

Samstag 20 % Erhöhung des Stunden-
satzes 

Sonntag, Feiertag 25 % Erhöhung des Stunden-
satzes 

Eingewöhnungszeit entspricht der normalen Be-
treuung 

scheidung hierüber trifft das Jugendamt. 
 
(4) Die Geldleistungen im Sinne der Absätze 1 bis 3 umfassen 
insbesondere die Erstattung 
 
• angemessener Kosten für den Sachaufwand und 
• eines angemessenen Beitrages zur Anerkennung der Förder-

leistung. 
 
Der pauschalierte Betrag zur Erstattung der Kosten für den 
Sachaufwand beträgt einheitlich für alle Tagespflegepersonen je 
betreutem Kind und Stunde 1,80 €. Die Höhe der Sachkosten 
wurde der vom Finanzamt anerkannten Betriebskostenpauschale 
gleichgesetzt. 
 
Der pauschalierte Betrag zur Anerkennung der Förderleistung 
beträgt je betreutem Kind und Stunde: 
 
a) 2,20 € pro Stunde für Tagespflegepersonen, die nach Überprü-
fung tätig werden können und sich für die Qualifizierung anmel-
den (Stufe 1) 
 
b) 2,70 € bei abgeschlossener DJI-Qualifikation mit 80 Unter-
richtsstunden (Stufe 2) 
 
c) 3,20 € bei Pflegepersonen mit abgeschlossener DJI-
Qualifikation mit 160 Unterrichtsstunden sowie bei staatlich aner-
kannten Erzieherinnen und pädagogischen Fachkräften i. S. der 
Personalvereinbarung zu § 26 KiBiz (Stufe 3) 
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(5) Die Tagespflegeperson hat Anspruch auf bis zu 25 Kalender-
tage Urlaub und 3 Sonderurlaubstage (z. B. für Weiterbildung) 
pro Jahr. Hierfür wird ihr die durchschnittliche Betreuungszeit 
vergütet. Der Urlaub ist mit den Sorgeberechtigten abzustimmen 
und dem Jugendamt mitzuteilen. 
 
(6) Andere Möglichkeiten der geldlichen Förderung der Tages-
pflege durch bundes- oder landesrechtliche Vorschriften sind von 
den Erziehungsberechtigten bevorzugt in Anspruch zu nehmen. 
Entsprechende Leistungen mindern den Anspruch nach § 23 
SGB VIII sowie dieser Satzung. 
 
(7) Laufende Geldleistungen werden erst ab Eingang eines 
schriftlichen Antrages auf Gewährung einer Geldleistung bei der 
Hansestadt Wipperfürth nach Erfüllung aller Mitwirkungspflichten 
durch die Erziehungsberechtigten und die Tagespflegepersonen 
gewährt. 
 
(8) Sofern die Tagespflegeperson Kinder aus anderen Jugend-
amtsbereichen betreut, erfolgt die Erstattung der Geldleistungen 
anteilig zu den betreuten Kindern aus dem Jugendamtsbereich 
Wipperfürth. 
 
(9) Bei Krankheit oder Urlaub des zu betreuenden Kindes wird 
der Tagespflegeperson bis zu zwei Wochen (zusammenhängen-
der Zeitraum) die durchschnittliche Betreuungszeit vergütet. 
 
(10) Die Geldleistungen werden monatlich rückwirkend am An-
fang des Folgemonats für den in der Kindertagespflege geleiste-
ten Kalendermonat an die Tagespflegeperson überwiesen. 
 
(11) Die Erstattung zu Unrecht erbrachter Leistungen nach Auf-

Stufe 1, ohne Qualifizierung 
 

Förderleistung Sachkosten Insgesamt 

2,20 € 1,80 € 4,00 € 
 
 
Stufe 2, pädagogische Fachkraft ohne Qualifizierung bzw.  
Qualifizierung mit 80 Unterrichtsstunden 
 

Förderleistung Sachkosten Insgesamt 

2,70 € 1,80 € 4,50 € 
 
 
Stufe 3, Qualifizierung 160 Unterrichtsstunden  
 

Förderleistung Sachkosten Insgesamt 

3,20 € 1,80 € 5,00 € 
 
(5) Für Tagespflegepersonen mit einer durch Zertifikat nachge-
wiesenen erfolgreichen Teilnahme an einer Zusatzqualifikation 
zur integrativen Kindertagespflege oder Kindertagespflege mit 
behinderten Kindern in einem Umfang von mindestens 50 Unter-
richtseinheiten und bei Betreuung von Kindern mit Behinderung 
oder Kindern, die von einer wesentlichen Behinderung bedroht 
sind, und bei denen die Zugehörigkeit zum Personenkreis des § 
53 Abs. 1 SGB XII von einem Träger der Eingliederungshilfe fest-
gestellt wurde, wird der dreifache Betrag des Stundensatzes ge-
zahlt, der der Tagespflegeperson für ein sonstiges Kind nach Ab-
satz (4) zustehen würde. Dies setzt jedoch voraus, dass mit Auf-

34/40



 Anlage 3    

hebung von Verwaltungsakten richtet sich nach den Bestimmun-
gen des § 50 SGB-X.  
 
(12) Um die Chancengleichheit aller Kinder auf einen Kinderta-
gespflegeplatz zu gewährleisten, soll die Tagespflegeperson kei-
ne zusätzlichen Geldleistungen der Eltern verlangen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

nahme eines Kindes mit Inklusionsbedarf im Sinne dieses Absat-
zes die Anzahl der insgesamt möglichen Betreuungsplätze der 
Tagespflegeperson um jeweils einen Platz reduziert wird. Die Ta-
gespflegeperson muss hierfür eine inklusive betreuungsspezifi-
sche Konzeption vorhalten und über bedarfsgerechte Räumlich-
keiten verfügen. 
 
(6) Stellt das Betreuungsverhältnis besondere Anforderungen im 
Hinblick auf die Erziehung des zu betreuenden Kindes an die Ta-
gespflegeperson, ohne dass eine Behinderung im Sinne des Ab-
satzes (5) vorliegt oder das Kind von einer wesentlichen Behinde-
rung bedroht ist, kann der Betrag für die Förderleistung nach Ab-
satz (4) um 2,50 € pro Stunde erhöht werden. Der Betrag für die 
Förderleistung nach Absatz (4) kann ebenfalls erhöht werden, 
wenn zwar die Zugehörigkeit zum Personenkreis des § 53 Abs. 1 
SGB XII festgestellt wurde, jedoch keine Reduzierung der Anzahl 
der insgesamt möglichen Betreuungsplätze vorgenommen wird. 
Eine Entscheidung über die Erhöhung des Betrags für die Förder-
leistung trifft das Jugendamt im Einzelfall nach pflichtgemäßem 
Ermessen. 
 
(7) Die laufenden Geldleistungen umfassen ferner folgende Er-
stattungen: 
 
a) Nachgewiesene Beiträge zu einer angemessenen Kranken- 
und Pflegeversicherung der Tagespflegeperson werden zur Hälf-
te übernommen. Als angemessen gelten Beträge, die die Beiträ-
ge der gesetzlichen Krankenversicherung nicht übersteigen. 
 
b) Nachgewiesene Beiträge zu einer angemessenen Alterssiche-
rung werden Tagespflegepersonen zur Hälfte erstattet. Als an-
gemessen gelten Beiträge, die 20 % der laufenden Geldleistung 
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nicht übersteigen. 
 
c) Nachgewiesene Beiträge zur gesetzlichen Unfallversicherung 
werden der Tagespflegeperson in voller Höhe erstattet. 
 
(8) Der pauschalierte Betrag der Geldleistung wird in den nach-
stehend genannten Fällen wie folgt modifiziert: 
 
Besondere Betreuungszei-
ten Form 

Übernachtung 
(22.00 Uhr – 06.00 Uhr) 50 % der Betreuungsstunden 

Ergänzende Betreuung 
(06.00 – 08.00 Uhr sowie 
16.00 – 22.00 Uhr) 

30 % Erhöhung des Stunden-
satzes 

Samstag, Sonntag, Feiertag 30 % Erhöhung des Stunden-
satzes 

Eingewöhnungszeit entspricht der normalen Be-
treuung 

 
(9) Die Tagespflegeperson hat Anspruch auf bis zu 25 Kalender-
tage betreuungsfreie Zeit und 3 Sonderurlaubstage (z. B. für Wei-
terbildung) pro Jahr. Hierfür wird ihr die durchschnittliche Betreu-
ungszeit vergütet. Der Urlaub ist mit den Sorgeberechtigten ab-
zustimmen und dem Jugendamt rechtzeitig vorab mitzuteilen. Der 
Beginn einer Kindertagespflege während des Urlaubs der Tages-
pflegeperson ist ausgeschlossen. 
 
(10) Andere Möglichkeiten der geldlichen Förderung der Tages-
pflege durch bundes- oder landesrechtliche Vorschriften sind von 
den Erziehungsberechtigten bevorzugt in Anspruch zu nehmen. 
Entsprechende Leistungen mindern den Anspruch nach § 23 
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SGB VIII sowie dieser Satzung. 
 
(11) Laufende Geldleistungen werden erst ab Eingang eines 
schriftlichen Antrages auf Gewährung einer Geldleistung bei der 
Hansestadt Wipperfürth nach Erfüllung aller Mitwirkungspflichten 
durch die Erziehungsberechtigten und die Tagespflegepersonen 
gewährt. 
 
(12) Bei Krankheit oder Urlaub des zu betreuenden Kindes wird 
der Tagespflegeperson bis zu zwei Wochen (zusammenhängen-
der Zeitraum) die durchschnittliche Betreuungszeit vergütet.  
 
(13) Bei plötzlicher Erkrankung der Tagespflegeperson wird der 
erste Tag, an dem wegen dieser Krankheit keine Tagespflege 
durch die Tagespflegeperson geleistet werden kann, auf der Ba-
sis der an diesem Tag normalerweise üblichen Betreuungszeit 
vergütet. Sofern die Tagespflegeperson über den ersten Tag hin-
aus wegen Erkrankung ausfällt, erfolgt jedoch keine Entgeltfort-
zahlung durch das Jugendamt, es sei denn, die Tagespflegeper-
son setzt dafür betreuungsfreie Tage aus ihrem Anspruch nach 
Absatz (9) ein. 
 
(14) Die Geldleistungen werden in der Regel monatlich rückwir-
kend am Anfang des Folgemonats für den in der Kindertages-
pflege geleisteten Kalendermonat an die Tagespflegeperson 
überwiesen.  
 
(15) Um die Chancengleichheit aller Kinder auf einen Kinderta-
gespflegeplatz zu gewährleisten, darf die Tagespflegeperson kei-
ne zusätzlichen Geldleistungen von den Eltern verlangen, soweit 
die Betreuungsstunden durch öffentliche Mittel gefördert werden.  
Sofern die Tagespflegeperson das zu betreuende Kind mit einer 
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§ 11 
Kostenbeitrag 

 
Auf der Grundlage von § 90 SGB VIII wird zu den Kosten der 
Förderung von Kindern in Tagespflege ein Kostenbeitrag festge-
setzt.  
 
Um die Gleichrangigkeit von Tageseinrichtungen und Kinderta-
gespflege zu gewährleisten, wird ein pauschalierter Kostenbeitrag 
analog der Satzung der Stadt Wipperfürth über die Erhebung von 
Elternbeiträgen für den Besuch von Tageseinrichtungen für Kin-
der im Stadtgebiet Wipperfürth in der jeweils aktuellen Fassung 
erhoben. Die Höhe des Kostenbeitrages richtet sich nach dem 
Bruttojahreseinkommen der Eltern oder des Elternteils und der 
täglichen Betreuungszeit.  
 

von ihr frisch zubereiteten Mahlzeit verpflegt, ist sie ausnahms-
weise jedoch berechtigt, hierfür einen Betrag von maximal 2,50 € 
pro Mahlzeit von den Personensorgeberechtigten zu erheben. 
Die Zahlungsmodalitäten stimmt die Tagespflegeperson unmittel-
bar mit den Personensorgeberechtigten ab.  
 
(16) Wird das Kind während der Erkrankung seiner Kindertages-
pflegeperson von einer anderen Kindertagespflegeperson be-
treut, so erhält diese für die Dauer der Vertretung das entspre-
chende Tagespflegeentgelt. 
 
(17) Die Erstattung zu Unrecht erbrachter Leistungen nach Auf-
hebung von Verwaltungsakten richtet sich nach den Bestimmun-
gen des § 50 SGB-X. 

 
 

§ 12 
Kostenbeitrag 

 
Auf der Grundlage von § 90 SGB VIII wird zu den Kosten der 
Förderung von Kindern in Tagespflege ein Kostenbeitrag festge-
setzt.  
 
Um die Gleichrangigkeit von Tageseinrichtungen und Kinderta-
gespflege zu gewährleisten, wird ein pauschalierter Kostenbeitrag 
analog der Satzung der Stadt Wipperfürth über die Erhebung von 
Elternbeiträgen für den Besuch von Tageseinrichtungen für Kin-
der im Stadtgebiet Wipperfürth in der jeweils aktuellen Fassung 
erhoben. Die Höhe des Kostenbeitrages richtet sich nach dem 
Alter des Kindes, dem Bruttojahreseinkommen der Eltern oder 
des Elternteils und der wöchentlichen Betreuungszeit.  
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Müssen Eltern für die Betreuung ihres Kindes verschiedene Mög-
lichkeiten in Anspruch nehmen (z. B. Kindertagesstätte und Kin-
dertagespflege), so ist nur einmal ein Kostenbeitrag zu erheben. 
 

§ 12 
Kindertagespflege bei Zusammenschlüssen von Tagespfle-

gepersonen 
 

Wenn sich Tagespflegepersonen zusammenschließen, können 
höchstens neun Kinder insgesamt und gleichzeitig durch mehrere 
(max. 3) Tagespflegepersonen betreut werden (§ 4 Abs. 1 KiBiz). 
Ein „Platzsharing“ wie es bei einer Tagespflegeperson möglich 
ist, die bis zu 8 Betreuungsverträge abschließen kann, ist hier 
ausgeschlossen. Jede der Tagespflegepersonen verfügt über die  
 
Erlaubnis für eine bestimmte Anzahl Kinder; eine Person für max. 
5 Kinder. Sie schließt mit den Eltern entsprechende Verträge ab. 
Grundlegende Voraussetzung ist – neben der gültigen Pflegeer-
laubnis jeder Tagespflegeperson und dem Raumprogramm - die 
pädagogische Konzeption der Pflegestelle. Sie muss eine klare 
Aussage über die Betreuung, Erziehung und Bildung der Kinder, 
die Gestaltung des Tagesablaufs sowie die Gesamtöffnungszei-
ten der Pflegestelle enthalten und ist Bestandteil des Antrags auf 
Erteilung der Pflegeerlaubnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 

entfällt. 
 

 
 

§ 13 
Kindertagespflege bei Zusammenschlüssen von Tagespfle-

gepersonen 
 
Es können sich maximal drei Tagespflegepersonen zu einer 
Großtagespflege zusammenschließen (§ 4 Abs. 2 KiBiz). Insge-
samt dürfen höchstens neun Kinder betreut werden. Jede Kinder-
tagespflegeperson braucht eine gesonderte Erlaubnis. Die Kinder 
müssen durch Betreuungsverträge eindeutig den einzelnen Kin-
dertagespflegepersonen zugeordnet sein.  
 
Ein „Platzsharing“ wie es bei einer Tagespflegeperson möglich 
ist, die bis zu 8 Betreuungsverträge abschließen kann, ist hier 
ausgeschlossen.  
 
Grundlegende Voraussetzung ist – neben der gültigen Pflegeer-
laubnis jeder Tagespflegeperson und dem Raumprogramm - die 
pädagogische Konzeption der Pflegestelle. Sie muss eine klare 
Aussage über die Betreuung, Erziehung und Bildung der Kinder, 
die Gestaltung des Tagesablaufs sowie die Gesamtöffnungszei-
ten der Pflegestelle enthalten und ist Bestandteil des Antrags auf 
Erteilung der Pflegeerlaubnis. 
 
Es ist darauf zu achten, dass der Charakter der Kindertagespfle-
ge als familienähnliche bzw. familiennahe Betreuungsform er-
kennbar bleibt. Im Zuge des Erlaubniserteilungsverfahrens prüft 
das Jugendamt, ob die Räumlichkeiten den Anforderungen einer 
kindgerechten Betreuung entsprechen. 
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§ 13 
Kindertagespflege in anderen Räumen 

 
Kindertagespflege kann auch in geeigneten Räumen geleistet 
werden, die weder zum Haushalt der Tagespflegeperson noch 
zum Haushalt der Eltern gehören. Sie kann ebenfalls in Räumen 
einer Kindertageseinrichtung durchgeführt werden (§ 4 Abs. 2 
KiBiz). Hier ist im Vorfeld beim Bauordnungsamt ein Antrag auf 
Nutzungsänderung zu stellen und zu klären, ob im Gebäude Kin-
dertagespflege gestattet werden kann. Bei der Überprüfung der 
Räumlichkeiten werden die in § 4 der Satzung genannten Krite-
rien zugrunde gelegt. 

 
§ 14 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt zum 01.08.2013 in Kraft. 
 
 

 

§ 14 
Kindertagespflege in anderen Räumen 

 
bleibt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 15 
Inkrafttreten 

 
bleibt. 
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